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Am 18.7.2018 hat die Bundesregierung den Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/943 zum

Schutz von Geschäftsgeheimnissen vor rechtswidrigem Erwerb sowie rechtswidriger Nutzung und Offenlegung beschlos-

sen (s. dazu auch die Meldung auf S. 1666 in diesem Heft). Kernstück des Gesetzentwurfs ist das neue Gesetz zum

Schutz von Geschäftsgeheimnissen. Danach können Unternehmen bei einer unerlaubten Erlangung, Nutzung oder Offen-

barung von Geschäftsgeheimnissen zivilrechtliche Ansprüche wie Unterlassung und Schadensersatz geltend machen. Der

bereits bestehende Schutz im deutschen Recht wird damit verbessert und die Rechtssicherheit für Unternehmen erhöht.

Auch der Schutz von Geschäftsgeheimnissen vor einer Offenlegung im Rahmen eines gerichtlichen Verfahrens wird ver-

bessert. So können streitgegenständliche Informationen bei Einreichung einer Klage als geheimhaltungsbedürftig einge-

stuft werden und dadurch der Personenkreis begrenzt werden, der Zugang zu Dokumenten und Verhandlungen hat, in

denen Geschäftsgeheimnisse eröffnet werden (PM BMJV vom 18.7.2018). Druschel/Jauch haben sich auf der Grundlage

des Referentenentwurfs des deutschen Gesetzes zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen mit dem derzeitigen und zu-

künftigen prozessualen Geheimnisschutz im Know-how-Verletzungsverfahren auseinandergesetzt (BB 2018, 1218). In ei-

nem zweiten Teil werden sie den Geheimnisschutz im vorgelagerten Besichtigungsverfahren unter Zugrundelegung des

nun beschlossenen Gesetzentwurfs in Heft 32 beleuchten, das am 6.8.2018 erscheint.

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin
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Entscheidungen

BVerfG: Vorschriften zur Erhebung des

Rundfunkbeitrages für Zweitwohnung ver-

fassungswidrig

Die Rundfunkbeitragspflicht ist im privaten und

im nicht privaten Bereich imWesentlichenmit der

Verfassung vereinbar. Mit dem allgemeinen

Gleichheitssatz nicht vereinbar ist allerdings, dass

auch für Zweitwohnungen ein Rundfunkbeitrag

zu leisten ist. Dies hat der Erste Senat des Bun-

desverfassungsgerichts mit Urteil vom 18.7.2018

(1 BvR 1675/16 u. a.) auf die Verfassungsbe-

schwerden dreier beitragspflichtiger Bürger und

eines Unternehmens hin entschieden und die ge-

setzlichen Bestimmungen zur Beitragspflicht für

ZweitwohnungenfürmitdemGrundgesetzunver-

einbar erklärt. Er hat den zuständigen Landesge-

setzgebern aufgegeben, insofern bis zum 30. Juni

2020eineNeuregelungzutreffen.NachdemUrteil

steht das Grundgesetz der Erhebung von Beiträ-

gen nicht entgegen, die diejenigen an den Kosten

einer öffentlichen Einrichtung beteiligen, die von

ihr – potentiell – einen Nutzen haben. BeimRund-

funkbeitrag liegt dieser Vorteil in der Möglichkeit,

den öffentlich-rechtlichen Rundfunk nutzen zu

können. Auf das Vorhandensein von Empfangsge-

räten oder einen Nutzungswillen kommt es nicht

an. Die Rundfunkbeitragspflicht darf im privaten

Bereich an das Innehaben von Wohnungen an-

knüpfen, da Rundfunk typischerweise dort ge-

nutzt wird. Inhaber mehrerer Wohnungen dürfen

für die Möglichkeit privater Rundfunknutzung al-

lerdingsnichtmit insgesamtmehralseinemvollen

Rundfunkbeitragbelastetwerden.
(BVerfG PM Nr. 59/2018 vom 18.7.2018)

BGH: Vererbbarkeit des Vertrags über ein

Benutzerkonto bei einem sozialen Netzwerk

Der BGH hat mit Urteil vom 12.7.2018 – III ZR

183/17 – entschieden, dass der Vertrag über

ein Benutzerkonto bei einem sozialen Netz-

werk grundsätzlich im Wege der Gesamtrechts-

nachfolge auf die Erben des ursprünglichen

Kontoberechtigten übergeht und diese einen

Anspruch gegen den Netzwerkbetreiber auf

Zugang zu dem Konto einschließlich der darin

vorgehaltenen Kommunikationsinhalte haben.

Die Vererblichkeit des Nutzungsvertrags ist

nicht durch die vertraglichen Bestimmungen

ausgeschlossen. Die Nutzungsbedingungen

enthalten hierzu keine Regelung. Die Klauseln

zum Gedenkzustand sind bereits nicht wirksam

in den Vertrag einbezogen. Sie hielten über-

dies einer Inhaltskontrolle nach § 307 Abs. 1

und 2 BGB nicht stand und wären daher un-

wirksam.

Auch aus dem Wesen des Vertrags ergibt sich

eine Unvererblichkeit des Vertragsverhältnisses

nicht; insbesondere ist dieser nicht höchstper-

sönlicher Natur. Der höchstpersönliche Charak-

ter folgt nicht aus im Nutzungsvertrag still-

schweigend vorausgesetzten und damit imma-

nenten Gründen des Schutzes der Persönlich-

keitsrechte der Kommunikationspartner der

Erblasserin. Zwar mag der Abschluss eines

Nutzungsvertrags mit dem Betreiber eines so-

zialen Netzwerks in der Erwartung erfolgen,

dass die Nachrichten zwischen den Teilneh-

mern des Netzwerks jedenfalls grundsätzlich

vertraulich bleiben und nicht durch die Be-

klagte dritten Personen gegenüber offengelegt

werden. Die vertragliche Verpflichtung der Be-

klagten zur Übermittlung und Bereitstellung

von Nachrichten und sonstigen Inhalten ist je-

doch von vornherein kontobezogen. Sie hat

nicht zum Inhalt, diese an eine bestimmte

Person zu übermitteln, sondern an das ange-

gebene Benutzerkonto. Der Absender einer

Nachricht kann dementsprechend zwar darauf

vertrauen, dass die Beklagte sie nur für das

von ihm ausgewählte Benutzerkonto zur Ver-

fügung stellt. Es besteht aber kein schutzwür-

diges Vertrauen darauf, dass nur der Kontoin-

haber und nicht Dritte von dem Kontoinhalt

Kenntnis erlangen. Zu Lebzeiten muss mit ei-

nem Missbrauch des Zugangs durch Dritte

oder mit der Zugangsgewährung seitens des

Kontoberechtigten gerechnet werden und bei

dessen Tod mit der Vererbung des Vertrags-

verhältnisses.

Eine Differenzierung des Kontozugangs nach

vermögenswerten und höchstpersönlichen In-

halten scheidet aus. Nach der gesetzgeberi-

schen Wertung gehen auch Rechtspositionen

mit höchstpersönlichen Inhalten auf die Erben

über. So werden analoge Dokumente wie Ta-

gebücher und persönliche Briefe vererbt, wie

aus § 2047 Abs. 2 und § 2373 Satz 2 BGB zu

schließen ist. Es besteht aus erbrechtlicher

Sicht kein Grund dafür, digitale Inhalte anders

zu behandeln.

Einen Ausschluss der Vererblichkeit auf Grund

des postmortalen Persönlichkeitsrechts der Erb-

lasserin hat der III. Zivilsenat ebenfalls verneint.

Auch das Fernmeldegeheimnis steht dem An-

spruch der Klägerin nicht entgegen. Der Erbe ist,

da er vollständig in die Position des Erblassers

einrückt, jedenfalls nicht „anderer“ im Sinne von

§ 88 Abs. 3 TKG.

Schließlich kollidiert der Anspruch der Klägerin

auch nicht mit dem Datenschutzrecht. Der Se-

nat hat hierzu die seit 25. Mai 2018 geltende

Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) anzu-

wenden. Diese steht dem Zugang der Erben

nicht entgegen. Datenschutzrechtliche Belange

der Erblasserin sind nicht betroffen, da die Ver-

ordnung nur lebende Personen schützt. Die

der Übermittlung und Bereitstellung von Nach-

richten und sonstigen Inhalten immanente Ver-

arbeitung der personenbezogenen Daten der
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